
 

 

LM Anpassung an den Klimawandel 
ganzheitlich betrachten 
 

Anlässlich der Debatte im Landtag über die notwendige 
Anpassung an das sich schnell ändernde Klima, erklärt 
der Minister für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche 
Räume und Umwelt, Dr. Till Backhaus, es gäbe keinen 
Zweifel, die Anpassung an den Klimawandel sei 
erforderlich, um in Mecklenburg-Vorpommern 
Menschenleben zu retten und erhebliche Kosten durch 
unwetterbedingte Schäden zu vermeiden. Aus 
gesundheitlichen Gründen wurde Backhaus durch 
Minister Christian Pegel in der Debatte vertreten: 

„Es gibt Von 2000 bis 2021 sind in Deutschland 
mindestens 145 Milliarden Euro Schäden durch die 
Folgen von extremen Wetterereignissen entstanden. 
Die zu erwartenden volkswirtschaftlichen klimawandel-
bedingten Folgekosten in Deutschland bis zum Jahr 
2050 summieren sich je nach unterstelltem Klimasze-
nario über den Zeitraum 2022 bis 2050 real auf 
mindestens 280 bis 900 Mrd. Euro. Das hat die 
Landesregierung selbstverständlich im Blick – ebenso 
wie die Bundesregierung. Der Bund erarbeitet aktuell 
ein Klimaanpassungsgesetz. In diesem werden 
Regelungen enthalten sein, die in die Länder und in die 
Kommunen wirken. Dass die Kommunen beim Thema 
Anpassung an den Klimawandel sehr unterschiedlich 
aufgestellt sind, haben aktuell aufwendige Recherchen 
der Medien offenbart. Daher soll die Umsetzung der 
Regelungen des Bundes über das Landesklimaschutz-
gesetz erfolgen. Den Entwurf unseres Gesetzes werden 
wir zum Ende dieses Jahres vorlegen. Dabei geht es uns 
darum, dies im Dialog zu tun und die Menschen im Land 
auf dem Weg mitzunehmen. Klimaschutz mit der 
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Brechstange wird nicht funktionieren. Es wurden daher 
bereits finanzielle und personelle Anmeldungen für den 
nächsten Haushalt vorgenommen, um die Datenlage zu 
verbessern, eine wissenschaftliche Bewertung des 
Klimawandels und der daraus resultierenden Risiken 
regional und lokal differenziert zu ermöglichen, 
Anpassungsmaßnahmen zu entwickeln und die 
Kommunen, Unternehmen sowie Bürgerinnen und 
Bürger zu informieren. Sich jetzt ohne einen 
Gesamtüberblick und ohne wissenschaftliche Evidenz 
einzelne Maßnahmen herauszupicken und in blinden 
Aktionismus einzutreten, macht keinen Sinn“, so der 
Klimaschutzminister. 


